
mit dem grandiosen Wahlsieg am Wochenende ist unserer 

CDU ein guter Auftakt ins Wahljahr gelungen. Meinen Glück-

wunsch an die CDU im Saarland mit Annegret Kramp-

Karrenbauer an der Spitze zu ihrem eindrucksvollen Ergebnis! 

Das Wahlergebnis ist nicht nur Beleg für eine gute Minister-

präsidentin, sondern es zeigt, dass die meisten Bürger einer 

stabilen, sicheren Regierung eher zutrauen, die Zukunft gut zu 

gestalten als einem rot-roten Experiment. Es war offenkundig 

ein Fehler der SPD, ihre bisherige Linie im Saarland - aber 

auch auf Bundesebene - aufzugeben und für Koalitionen mit 

der ehemaligen SED offen zu sein. Das haben ihr die Bürgerin-

nen und Bürger nicht durchgehen lassen.  

Die SPD muss nun ihre Karten endlich offenlegen. Es ist an 

der Zeit zu erklären, wie sie es mit der Linkspartei im Bund 

hält, die die Nato auflösen und die russische Aggression gegen 

die Ukraine einfach hinnehmen will. Leitfiguren der Linken 

wie Sarah Wagenknecht lassen keine Zweifel daran, dass sie 

ein anderes Deutschland wollen: Ohne solide Haushaltsfüh-

rung, ohne innere Sicherheit, Bleiberecht für alle statt Auswei-

sung krimineller Zuwanderer. Wir als Union haben eine klare 

Position: Wir koalieren weder mit den Populisten von links 

noch von rechts. Von dieser Klarheit ist die SPD weit entfernt! 

Eines belegt das Ergebnis im Saarland auch: Die Prognosen 

werden schwieriger, denn kaum einer von uns hätte ein sol-

ches Ergebnis erwartet. Dies liegt sicher daran, dass drei von 

vier Meinungsforschungsinstituten ein Kopf-an-Kopf-Rennen 

von CDU und SPD prognostizierten. Das zeigt uns allen, dass 

wir uns von Umfragen nicht zu stark beeinflussen lassen, son-

dern mit Zuversicht und innerer Haltung für unsere Position 

werben sollten. In diesem Sinne: Auf in einen heißen Wahl-

kampf! 

Herzliche Grüße 

Ihr/Euer 

31.03.2017 

Anders als sonst wurde meine Woche in Berlin diesmal von 

einer Sondersitzung des Haushaltsausschusses am Mittwoch in 

Frankfurt am Main unterbrochen. Dort habe ich mit meinen 

Abgeordnetenkolleginnen und –kollegen in den Räumlichkei-

ten des Geldmuseums in der Bundesbank getagt. Wichtige 

Themen waren dabei unter anderem die Zinspolitik der Euro-

päischen Zentralbank, auch aus Sicht der Deutschen Bundes-

bank, eine Einschätzung der eigenen Berechnung zur Entlas-

tung der öffentlichen Hand bei den Zinskosten, Erwartungen 

an die Zinsentwicklung bzw. Risikovorsorge sowie der Jahres-

überschuss und Bilanzgewinn der Bundesbank 2016. 

Foto mit Dr. Jens Weidmann (links) 

Auch der Machtwechsel in den USA und die aktuelle Sicht der 

Bundesbank auf die Finanzmarktderegulierung der US-

Regierung (Dekret Trump) sowie die Verlagerung der deut-

schen Goldreserven waren ein spannendes Thema. Am Ende 

hatten wir Abgeordneten noch die tolle Gelegenheit, den Tre-

sorraum zu besuchen! Und für mich blieb auch noch Zeit für 

ein gemeinsames Foto mit dem Präsidenten der Deutschen 

Bundesbank, Dr. Jens Weidmann. 

Sondersitzung des Haushaltsausschusses in 

Frankfurt am Main 



Wir arbeiten weiter für Deutschland 

Es sind von nun an noch rund sechs Mona-

te bis zur Bundestagswahl, das ist ein lan-

ger Zeitraum. Daher wollen die Spitzen 

der Koalition in dieser Woche im Koaliti-

onsausschuss klären, welche Vorhaben wir 

noch in den kommenden Monaten umset-

zen zum Wohle der Bürgerinnen und Bür-

ger.  

Es gibt Themen, die kein Abwarten dul-

den: Wir müssen dringend etwas gegen 

den wiederholten Sozialbetrug im Asylsys-

tem tun. Wer unter mehreren Identitäten 

sich Geldleistungen erschleicht, verwirkt 

unsere Gastfreundschaft und muss unser 

Land wieder verlassen.  
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Sechster Bericht über die 

Entwicklung der 

Pflegeversicherung und den 

Stand der pflegerischen 

Versorgung in der 

Bundesrepublik Deutschland 

In ihrem Sechsten Pflegebericht liefert die 

Bundesregierung einen umfassenden 

Überblick über die Situation der Pflege-

versicherung im Berichtszeitraum von 

Anfang 2011 bis Ende 2015. Neben Zah-

len, Daten und Fakten zu allen Aspekten 

der Pflegeversicherung widmet sich der 

Bericht den Herausforderungen, die zu 

Beginn des Berichtzeitraums bestanden 

und erörtert die diesbezüglich getroffe-

nen Maßnahmen. Zudem werden die 

Auswirkungen des Pflegeneuausrich-

tungsgesetzes sowie des Ersten Pflege-

stärkungsgesetzes dargestellt. Wir haben 

viel in der Pflege für die Betroffenen und 

ihre Familien erreicht in dieser Legisla-

turperiode. 

Reallöhne in Deutschland verzeichnen starken Anstieg  

Laut Erhebung des Statistischen Bundes-

amtes ist der Reallohnindex im Jahr 2016 

das dritte Mal in Folge stark gestiegen. 

Während der Reallohnindex um 1,8 Pro-

zent zunahm, stiegen der Verbraucherin-

dex im selben Zeitraum um 0,5 Prozent 

und der nominale Verdienst um 2,3 Pro-

zent. Zudem setzt sich mit dieser positi-

ven Entwicklung ein Trend fort, von dem 

vor allem Beschäftigte mit eher unter-

durchschnittlichen Verdiensten über-

durchschnittlich profitieren können.  

Hier drängen wir auf eine klare Regelung 

im Ausländer- und Asylrecht. Wieso wie-

derholter Diebstahl zu leichterer Abschie-

bung führen soll, wiederholter Sozialbe-

trug aber nicht, kann man den Bürgern im 

Land nicht erklären. Zudem müssen wir 

Einbrecher härter bestrafen: Wenn Täter 

in Wohnungen einbrechen, hat das oft 

traumatische Folgen für die Opfer. Dieser 

Eingriff in die Privatsphäre ist kein Kava-

liersdelikt. Wir wollen, dass Wohnungs-

einbrecher mindestens eine einjährige 

Freiheitsstrafe erhalten. Die SPD muss 

jetzt klar sagen, ob sie die Bürger oder die 

Einbrecher schützen will. 

Maritime Wirtschaft weiter stärken 

Die Leistungsfähigkeit der maritimen 

Wirtschaft ist für die Wettbewerbsfähig-

keit Deutschlands zwingende Vorausset-

zung, da der überwiegende Teil des inter-

kontinentalen Warenaustauschs über den 

Seeweg läuft. In der Branche mit Schiffbau 

und Meerestechnik, Schifffahrt, Häfen und 

Logistik, Offshore-Windindustrie und 

maritimer Sicherheit arbeiten etwa 

400.000 Menschen. Die maritime Indust-

rie umfasst gut 2.800 Unternehmen, ist 

überwiegend mittelständisch geprägt und 

verteilt sich über ganz Deutschland. Die 

Herausforderungen sind groß und reichen 

von der internationalen Schifffahrtskrise 

über das Finden von Fachpersonal, den 

Klima- und Umweltschutz bis hin zur 

fortschreitenden Digitalisierung und Auto-

matisierung der Wirtschaft.  

Wir unterstützen daher die von der Bun-

desregierung beschlossene „Maritime 

Agenda 2025“. Wir wollen die maritime 

Technologieführerschaft sichern, neue 

Zukunftsmärkte erschließen, die maritime 

Energiewende vor-anbringen und die 

Chancen von Industrie 4.0 auch auf die-

sem Sektor nutzen. Schließlich müssen 

auch in diesem Bereich Investitionen 

schnell realisiert werden. Wirtschaftlich-

keit, Umweltverträglichkeit und Nutzer-

freundlichkeit müssen bei Planungen als 

berechtigte Allgemeininteressen in einen 

guten Ausgleich gebracht werden. Wenn 

eine kleine Pflanze die Elbvertiefung vor 

dem Hamburger Hafen deutlich verzö-

gert, stellt sich uns schon die Frage, ob die 

Gesetze diesen Interessenausgleich nicht 

besser widerspiegeln müssen. 

Hohe nominale Zuwächse des monatlichen 

Bruttoverdienstes können hierbei vor al-

lem ungelernte Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer mit einer Steigerung von 

3,1 Prozent, geringfügig Beschäftigte mit 

3,6 Prozent, Teilzeitbeschäftigte mit 2,8 

Prozent und Vollzeitbeschäftige mit 2,2 

Prozent verzeichnen. Den größten Bran-

chenzuwachs von 3,5 Prozent nominalem 

Lohnanstieg wies das Gastgewerbe als 

Branche mit den geringsten Bruttover-

diensten aus.  

Gesetz zur Änderung des 

Straßenverkehrsgesetzes 

Der technische Fortschritt wird in abseh-

barer Zeit den Einsatz immer weiter au-

tomatisierter Systeme in Fahrzeugen 

möglich machen. In zweiter und dritter 

Lesung beschließen wir ein Gesetz zur 

grundlegenden Regelung des Zusammen-

wirkens zwischen Fahrer und einem Kfz 

mit automatisierten Fahrfunktionen. Wir 

schaffen damit die gesetzliche Grundlage 

zur weiteren Innovation und leisten einen 

Beitrag zur Sicherung der wirtschaftlichen 

Vorreiterrolle Deutschlands in diesem 

Bereich der Automobilindustrie. 
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